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A 0223/2024 (VWD)
Auftrag Johanna Bartholdi (FDP.Die Liberalen, Egerkingen): Der Kanton Solothurn
ist systemrelevant für die ganze Schweiz! Wir fordern eine entsprechende Entschä-
digung! (13.11.2024)

Der Regierungsrat wird aufgefordert, mit dem Bund, resp. den zuständigen Departemen-
ten/Bundesämtern eine jährliche Entschädigung des Bundes für den Kanton Solothurn auszu-
handeln und diese auch dezidiert zu verlangen. Es ist dem Regierungsrat freigestellt, weitere
Kantone, in denen ähnliche Ausgangslagen herrschen, einzubinden. Die anvisierte Grössen-
ordnung für den Kanton Solothurn hat mindestens 18 Mio. Franken/Jahr zu betragen. Das
Anliegen verfolgt dieselbe Stossrichtung wie die Interpellation 24.4155 von Nationalrat Ste-
fan Müller-Altermatt, eingereicht am 26.09.2024 an den Bundesrat.

Begründung 13.11.2024: schriftlich.

Der Kanton Solothurn, bedingt durch seine geografische Lage, dem wichtigen Autobahn-
kreuz A1/A2 und der Jura-Südfuss Bahnlinie ist geradezu prädestiniert für die Ansiedlung von
nationalen Verteilzentren. Damit trägt der Kanton Solothurn grosse Lasten zugunsten der
Wettbewerbsfähigkeit, Attraktivität und Wirtschaftswachstum für die ganze Schweiz. Ohne
den Kanton Solothurn wäre die Versorgungssicherheit der Schweiz mehr als gefährdet, wie es
sich zu Corona-Zeiten gezeigt hat. Der Kanton Solothurn ist somit systemrelevant für die gan-
ze Schweiz.
Die Verteil-Unternehmungen verweisen jeweils auf ihre nationale Aufgabe zur Landesversor-
gung (Art. 102 BV i.V.m. Art. 3 LVG; SR 101, resp. 531). Auch verschiedene Berichte von Bun-
desämtern, z.B. «Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen für den Schweizer Gütertrans-
port vom 22.11.2022» oder «Mobilität und Raum 2050 – Sachplan Verkehr, Teilprogramm
vom 20.10.2021» nehmen diese Thematik auf. In diesen Berichten wird die Wichtigkeit einer
guten verkehrlichen Anbindung der wichtigsten Wirtschaftsräume in der Schweiz sowohl auf
der Strasse als auch der Schiene für die Standortattraktivität für Unternehmen der verladen-
den Wirtschaft und Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz unterstrichen, wovon schlussendlich
auch alle Produzenten und Produzentinnen sowie Konsumenten und Konsumentinnen profi-
tieren würden. Nur mit einer Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen könne der Bund
seine CO2-Ziele erreichen. Mit der Umsetzung der Massnahmen sollen vor allem auch die städ-
tischen Zentren entlastet werden. Hingegen finden sich kaum Hinweise über die Belastung
der Regionen, wo solche Weiterentwicklungen stattfinden.
Diese Ansiedlungen haben in den betroffenen Regionen zu einem markanten Bevölkerungs-
anstieg, aber auch entsprechendem Verkehr geführt. Getrieben durch die Entwicklung des
Online-Handels, dem gesellschaftlichen Wandel, der prognostizierten Entwicklungen und die
bereits erwähnte Gunst der geografischen Lage haben den Druck für weitere Ansiedlungen,
auch von neuen Verkehrsträgern und grossen Ausbauplänen von bereits angesiedelten Un-
ternehmungen geführt. Die damit verbundenen notwendigen Infrastrukturmassnahmen,
sowohl auf Kantons- wie Gemeindeebene, können nicht aus eigener Kraft gestemmt werden.
Auch weil diese Betriebe bezüglich Steuerkraft nicht zu den Spitzenreitern gehören, jedoch
flächenmässig die Ansiedlung von anderen Betrieben verunmöglichen. Die Entwicklung stösst
zusehends bei der betroffenen Bevölkerung auf Skepsis bis hin zur Ablehnung. Unverständ-
lich ist der Bevölkerung insbesondere, dass sie für notwendige Infrastrukturerweiterungen



oder Sanierungen finanziell aufzukommen hat und gleichzeitig einen Verlust an Lebensquali-
tät hinnehmen muss.
Einen Ansatz für die Finanzierung dieser Entschädigung durch den Bund sehen wir in einer
Änderung der Regelungen über den Nationalen Finanzausgleich (NFA) in Form eines Um-
weltbelastungs-Ausgleichs.
Denkbar ist auch die Finanzierung der geforderten Entschädigung aus den Erträgen der Leis-
tungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA). Ziel und Zweck der LSVA sind, das Wachs-
tum des Strassenschwerverkehrs zu begrenzen, die Verlagerung des Güterverkehrs auf die
Schiene zu fördern und die Umwelt zu entlasten. lm Gäu und Untergäu sind heute schon die
Strassen überlastet, eine wesentliche Entlastung durch die Verbesserung der Bahninfrastruk-
tur ist nicht mehr möglich. Dies geht exemplarisch auch aus dem Hauptbericht der Kantone
Aargau/Solothurn/Luzern zum Agglomerationsprogramm AareLand 5. Generation hervor. Der
Kanton Solothurn erhält gerade einmal knapp 13 Mio. Franken aus dem LSVA, während die-
jenigen Kantone mit Berg- und Randgebieten vorab 13,5 % des Kantonsanteils (ca. 70 Mio.
Franken) erhalten als Entschädigung, dass dort keine Transportfahrzeuge und Anhänger mit
einem Gewicht von mehr als 3,5 Tonnen fahren können. Grundsätzlich müsste eine ebenso
hohe Vorab-Entschädigung an diejenigen Kantone fliessen, die besonders vom Schwerverkehr
betroffen sind.
Die ausgehandelte Entschädigung für den Kanton Solothurn ist zur Hälfte an die Gemeinden
je nach Betroffenheit zu überlassen. Sowohl für den Kanton wie für die Gemeinden sind die
erhaltenen Beiträge als zweckgebunden zu bezeichnen, Die Betroffenheit der Gemeinden ist
in einem festzulegenden Kreismodell, abgestuft nach Entfernung zu den Epizentren, festzu-
legen. Während im Kanton damit der Strassenfonds gespiesen werden kann, können die Ge-
meinden ihrerseits damit die Optimierung der Infrastruktur-Anschlüsse auf Gemeindegebiet
und Massnahmen zur Verbesserung der Lebensqualität finanzieren.
An die ausgehandelte Entschädigung könnten die Beiträge des Bundes im Rahmen von Ag-
glomerationsprogrammen angerechnet werden. Letzteres aber nur im Jahr der Vereinbarung
und nicht kumuliert.
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